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Keine Einzelfälle
Machtmissbrauch und sexuelle Belästigung im Ärztealltag

Schutzlücken schließen

Im Fokus der Machtmiss-
brauch-Debatte beim dies-
jährigen Ärztetag standen 
Übergriffe von Medizinern 
auf Kolleginnen. Beschlossen 
wurden mit großer Mehrheit 
aber auch zwei Anträge mit 
dem Ziel, Patient*innen bes-
ser vor sexualisierter Gewalt 
durch Ärzt*innen zu schützen. 
Gemäß Beschlusslage sind 
nun »klare Informations- und 
Beschwerdestrukturen« für 
Patient*innen zu entwickeln. 
Die Landesärztekammern 
sollen standardisierte Ver-
fahren einführen, die »bei 
Verdacht auf sexualisierte 
Übergriffe im Behandlungs-
verhältnis« laufen. Bei nach- 
gewiesenen Übergriffen sol-
len Täter*innen verschärfte 
berufsrechtliche Maßnah-
men drohen – »bis hin zum 
Entzug der Approbation«. Die 
Kammern sollen eine »struk-
turierte Dokumentation und 
Meldesystematik« aufbauen, 
»um wiederholte Übergriffe  
frühzeitig zu erkennen«; 
über die Ergebnisse sollen 
die Landesärztekammern 
jährlich berichten. Ärzt*in
nen sollen künftig zur Teil
nahme an Fortbildungen zu 
»professionellen Grenzen, 
Machtverhältnissen im 
Behandlungssetting und 
Prävention sexualisierter 
Gewalt« verpflichtet werden. 
Der Gesetzgeber wurde von 
den Delegierten aufgefordert, 
»strukturelle Schutzlücken 
bei Wiederholungstätern« zu 
schließen. Notwendig sei eine 
»sofortige vorläufige Berufs-
ausübungsuntersagung bei 
Wiederholungsverdacht«. 
»Überlange Strafverfahren« 
müssten durch »angemes
sene Ausstattung der Straf- 
verfolgungsbehörden« ver-
hindert werden.

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  
verantwortlich für  
BIOSKOP

Machtmissbrauch, Grenzüberschreitungen  
und sexuelle Belästigungen sind im ärzt- 
lichen Arbeitsalltag keine Einzelfälle, 
das gilt besonders in Krankenhäusern. 
Eine Ahnung von den Dimensionen 
gibt eine bundesweite Befragung, und 
debattiert wurde das heikle Thema auch 
beim Deutschen Ärztetag. Nun sollen 
Strukturen gestärkt werden, die helfen 
sollen, Ärzt*innen vor Übergriffen ihrer 
Kolleg*innen besser zu schützen.

Diesen Auftritt beim Ärztetag, abgehalten 
vom 12. bis 15. Mai in Hannover, hatte wohl 

kaum ein Delegierter erwartet: Mehrere Medizin­
studentinnen trauten sich, in einer »persönlichen 
Erklärung« diverse Übergriffe zu kritisieren, die 
sie vor Ort erleben mussten. »Kommentare über 
unser hübsches Auftreten sind unangebracht. 
Kommentare über unsere Ausschnitte sind 
unangebracht. Hände auf Rücken und Gesäßen 
sind unangebracht.« Dies gelte auch für »Einla­
dungen auf Hotelzimmer oder privat zu Ihnen 
nach Hause«. Ihre Erfahrungen seien Hinweise 
auf ein »systemisches Problem«: »73,5 Prozent 
der Studentinnen«, so die Erklärung, »erleben 
im Praktischen Jahr sexualisierte Gewalt.«

Es folgte eine aufgewühlte Debatte, viele 
Redner*innen zeigten sich schockiert und 
steuerten eigene, ähnliche Erfahrungen aus 
ihrem Berufsalltag bei, außerdem standen meh­
rere Anträge zum Thema »Machtmissbrauch« 
ohnehin auf der Agenda. In einer gemeinsamen 
Erklärung vom 19. Mai nannten Bundesärzte­
kammer (BÄK) und Landesärztekammern es 
»ausgesprochen mutig und absolut richtig«, 
dass die betroffenen Medizinstudentinnen ihre 
Erlebnisse öffentlich gemacht hatten. Zudem 
erklären die Kammernspitzen, was sie – auf 
Basis der Debatte und Beschlüsse – nun schaffen 
wollen: verbindliche Verhaltenskodizes insbe­
sondere »für Teilnehmende unserer Veranstal­
tungen« entwickeln, »Awareness-Konzepte« 
etablieren, unabhängige »Ombudspersonen« 
benennen, an die sich Betroffene vertrauensvoll 
wenden können.

Wenige Tage vorher hatten die Delegierten 
des Marburger Bund (MB) »umfassende Maß­
nahmen gegen Machtmissbrauch und sexuelle 
Belästigung in den Krankenhäusern« mit großer 
Mehrheit gefordert. Die Hauptversammlung des 
MB, der die Interessen von 147.000 angestellten 
und beamteten Ärzt*innen vertritt, plädierte 
unter anderem dafür, Beschwerdestellen in allen 
Krankenhäusern einzuführen. Diese müssten 
»organisatorisch unabhängig von den Geschäfts­

führungen arbeiten und für Beschäftigte ver­
trauenswürdig erreichbar sein«. Meldungen zu 
Übergriffen, übermittelt von Betroffenen oder 
auch von Zeug*innen, müssten als »ausdrück­
lich erwünscht« gelten; außerdem seien »zusätz­
liche anonyme Meldemöglichkeiten« einzurich­
ten. Erforderlich finden die Delegierten laut 
MB-Pressemitteilung vom 10. Mai zudem »eine 
systematische Qualifizierung von ärztlichen 
Führungskräften im Hinblick auf Teamfähigkeit 
und professionelle Führung«.

Erschreckende Umfrageergebnisse

Die Beschlüsse ziehen auch Konsequenzen 
aus einer Online-Befragung von angestellten 
Ärzt*innen, an der sich im Februar und März 
2026 bundesweit 9.073 MB-Mitglieder beteiligt 
haben, davon 90 Prozent beschäftigt in Kranken- 
häusern. Die Ergebnisse, nachzulesen auf der 
Webseite https://www.marburger-bund.de/
machtmissbrauch, sind erschreckend: 49 % der 
Antwortenden gaben an, in den vergangenen 
zwölf Monaten an ihrem Arbeitsplatz persön­
lich Machtmissbrauch durch ärztliche Beschäf­
tigte erlebt zu haben, 51 % von ihnen sogar 
mehrmals im Jahr. »Am häufigsten teilt sich 
der Machtmissbrauch in einem respektlosen 
und herablassenden Umgangston mit (83 %)«, 
bilanziert der MB. »Sehr häufig« (66 %) werde 
auch das »grundlose Infragestellen der Kom­
petenz von Betroffenen« genannt. Verbreitete 
Praktiken (53 %) seien auch die »öffentliche 
Bloßstellung, zum Beispiel vor dem Team oder 
Patienten, oder auch Mobbing«. In fast zwei 
Drittel der Fälle sei der Machtmissbrauch »vor 
allem« (30 %) oder »nur« (32 %) von Männern 
ausgeübt worden.

13 Prozent der Teilnehmenden gaben an, 
binnen zwölf Monaten sexuelle Belästigungen 
im ärztlichen Arbeitsumfeld persönlich erlebt 
zu haben, 59 % davon sogar »mehrmals im 
Jahr«. Laut Umfrage-Auswertung sind derartige 
Handlungen in 63 % der Fälle von ärztlichen 
Vorgesetzten ausgegangen, 29 % von ärztlichen 
Kolleg*innen, 8 % von anderen Berufsgruppen. 
Die geschilderten Varianten sexueller Belästi­
gung reichten von »verbalen Grenzverletzungen 
bis zu körperlichen Übergriffen«. »Am häufigs­
ten«, so die Zusammenfassung des MB, »berich­
ten Betroffene von sexualbezogenen Kommen­
taren oder abwertenden Sprüchen (70 %), 
unerwünschten Gesprächen oder Erzählungen 
mit sexuellem Inhalt (59 %) und unerwünschter 
körperlicher Nähe oder scheinbar zufälligen 
Berührungen (44 %)«.    �


